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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 2384 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen; 

2, die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 8. Juni 1961 


Der Ausschuß für Verkehr, Post- und 
Fernmeldewesen 

Dr. Bleiß Müller-Hermann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über den gewerblichen Binnenschiffsverkehr 

— Drucksache 2384 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses 
für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 
(23. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über den gewerblichen Binnenschiffsverkehr 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über den gewerblichen Binnenschiffs- 
verkehr vom 1. Oktober 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1453} wird wie folgt geändert: 


1. § 21 erhält folgende Fassung: 

„§ 21 

(1) Die Entgelte für Verkehrsleistungen der 
Schiffahrt und Flößerei zwischen deutschen Lade- 
und Löschplätzen (Transportsätze, Schiffsanteil- 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über den gewerblichen Binnenschiffsverkehr 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Des Gesetz über den gewerblichen Binnenschiffs- 
verkehr vom 1. Oktober 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1453) wird wie folgt geändert: 

Vor 1. § 14 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Schiffseigner und Ausrüster, die auf Grund 
der Mitgliedschaft bei einer reedereimäßig arbei- 
tenden Genossenschaft oder durch den Abschluß 
von Beschäftigungsverträgen mit mindestens 
achtzehnmonatiger Dauer für ihre Betriebe 
die mit dem vorliegenden Gesetz erstrebte Ord- 
nung gewährleisten, sind für die Dauer der Mit- 
gliedschaft oder des Vertragsverhälnisses nicht 
Mitglieder des Verbandes. Die Satzung des Ver- 
bandes (§ 15) kann vorsehen, daß die Rechte 
und Pflichten gegenüber dem Verbände läng- 
stens drei Monate nach dem Zeitpunkt erlöschen, 
in welchem dem Verbände die Mitteilung über die 
nach Satz 1 die Mitgliedschaft beendende Tat- 
sache zugeht, und daß sie spätestens drei Mo- 
nate nach dem Zeitpunkt wieder aufleben, in 
welchem ihm angezeigt wird, daß diese Tatsache 
fortgefallen ist." 

1. § 21 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 21 

(1) Die Entgelte für Verkehrsleistungen der 
Schiffahrt und Flößerei zwischen deutschen Lade- 
und Löschplätzen (Transportsätze, Schiffsanteil- 
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Entwurf 

frachten, Schlepplöhne, Schiffsmieten, Vergütun- 
gen für sonstige mit der Schiffsbeförderung un- 
mittelbar zusammenhängende Nebenleistungen) 
werden durch Frachtenausschüsse der Binnen- 
schiffahrt festgesetzt, sofern die Verkehrsleistun- 
gen entweder ganz oder im Falle einer durch- 
gehenden Beförderung streckenweise auf Bun- 
deswasserstraßen erbracht werden. Die Entgelte 
sind Festentgelte, soweit nicht der Bundesmini- 
ster für Verkehr im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft Höchst - oder M in- 
desentgelte oder beides zuläßt. 


(2) Wer gewerbsmäßig Verkehrsleistungen der 
Schiffahrt oder Flößerei erbringt, für die ein 
nach diesem Gesetz festzusetzendes Entgelt noch 
nicht festgesetzt worden ist, hat dies dem gebiet- 
lich zuständigen Frachtenaus schuß (§ 22 Abs. 1) 
unverzüglich schriftlich anzuzeigen." 


2. § 25 Abs , 4 wird aufgehoben. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

frachten, Schlepplöhne, Schiffsmieten, Vergütun- 
gen für sonstige mit der Schiffsbeförderung un- 
mittelbar zusammenhängende Nebenleistungen) 
werden durch Frachtenausschüsse der Binnen- 
schiffahrt festgesetzt, sofern die Verkehrslei- 
stungen entweder ganz oder im Falle einer 
durchgehenden Beförderung streckenweise auf 
Bundeswasserstraßen erbracht werden. 


(1 a) Die Entgelte sollen den wirtschaftlichen 
Verhältnissen der Unternehmer der Schiffahrt 
und Flößerei Rechnung tragen; sie sind Festent- 
gelte oder Mindest-Höchstentgelte. Bei Festset- 
zung von Mindest-Höchstentgelten sind unbillige 
Benachteiligungen landwirtschaftlicher und mittel- 
ständischer Wirtschaftskreise sowie wirtschaft- 
lich schwacher und verkehrsungünstig gelegene 
Gebiete zu verhindern. 

(2) unverändert 


1 a. Dem § 22 wird folgender zweiter Absatz ange- 

♦ fügt: 

„(2) Der Bundesminister für Verkehr errichtet 
durch Rechtsverordnung bei jedem Frachtenaus- 
schuß einen beratenden Ausschuß." 

1 b. § 24 erhält folgende Fassung: 

♦ 

,,§ 24 

(1) Die Frachtenausschüsse und die beraten- 
den Ausschüsse unterstehen der Aufsicht des 
Bundesministers für Verkehr. Dieser kann die 
Aufsicht auf die Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tionen übertragen. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann zu den Sitzun- 
gen der Frachtenausschüsse und der beratenden 
Ausschüsse Vertreter entsenden." 

2. § 25 erhält folgende Fassung: 

♦ 

.,§ 25 

(1) Die Mitglieder der Frachtenausschüsse 
werden auf Vorschlag der beteiligten Verbände 
der Binnenschiffahrt von der Aufsichtsbehörde 
für die Dauer von drei Jahren berufen; das 
gleiche gilt für ihre Stellvertreter. Die Mitglie- 
der und ihre Stellvertreter können vor Ablauf 
dieser Zeit unter den in der Geschäftsordnung 
(§ 26) vorgesehenen Voraussetzungen durch die 
Aufsichtsbehörde abberufen werden. Beim Aus- 
scheiden eines Mitgliedes oder eines Stellvertre- 
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3. § 27 erhält folgende Fassung: 

„§ 27 

(1) Die Frachtenausschüsse bilden auf Anord- 
nung oder mit Genehmigung der Aufsichts- 
behörde 

1. Frachtenkommissionen für Tagesge- 
schäfte, 

2. Bezirksausschüsse, 

3. gemeinsame Ausschüsse, 

4. Sonderausschüsse, 

5. Fachausschüsse. 

Für die Ausschüsse zu Nummern 2 bis 5 gilt § 24 
Abs. 2 entsprechend. 

(2) Die Frachtenkommissionen für Tages- 
geschäfte sind befugt, Entgelte für Verkehrslei- 
stungen (§ 21) vorzuschlagen. Sie haben ihre 
Vorschläge unverzüglich dem Frachtenausschuß 
zur Beschlußfassung vorzulegen. 

(3) Die Bezirksausschüsse, gemeinsamen Aus- 
schüsse und Sonderausschüsse haben selbstän- 
dige Festsetzungsbefugnisse (ermächtigte Unter- 
ausschüsse). § 24 Abs. 1, § 25 Abs. 1 sind ent- 
sprechend anzuwenden, jedoch vorbehaltlich des 
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ters wird sein Nachfolger für den Rest der Amts- 
dauer des ausgeschiedenen Mitgliedes oder 
Stellvertreters berufen. 

(2) Die Mitglieder der Frachtenausschüsse 
sind ehrenamtlich tätig; sie sind nicht an Auf- 
träge oder Weisungen gebunden. 

(3) Die beratenden Ausschüsse setzen sich 
aus Vertretern der Verlader zusammen. Die Mit- 
glieder dieser Ausschüsse und ihre Stellvertreter 
werden von der Industrie und dem Handel, dem 
Handwerk, der Schiffahrtspedition und der 
Landwirtschaft vorgeschlagen. Im übrigen sind 
die Absätze 1 und 2 entsprechend anzuwenden." 

2 a. Nach § 25 wird folgender § 25 a eingefügt: 

♦ 

rr § 25 a 

Die Frachtenausschüsse haben ihren beraten- 
den Ausschüssen vor jeder Sitzung, in der über 
die Festsetzung von Entgelten beschlossen wer- 
den soll, nach Maßgabe der Geschäftsordnung 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben." 

2 b. § 26 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 26 

Die Frachtenausschüsse und die beratenden 
Ausschüsse geben sich Geschäftsordnungen. Die 
Geschäftsordnungen bedürfen der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde." 

3. § 27 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 3 werden 

aa) in Satz 2 die Worte „§ 25 Abs. 1" durch 
die Worte „§ 25 Abs. 2", 

bb) in Satz 3 die Worte „§ 25 Abs. 2" durch 
die Worte „§ 25 Abs. 1" 

ersetzt. 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Bilden die Frachtenausschüsse ermächtigte 
Unterausschüsse nach Absatz 3, so sind die bera- 
tenden Ausschüsse berechtigt und auf Anord- 
nung der Aufsichtsbehörde verpflichtet, bei 
diesen Ausschüssen entsprechende beratende 
Ausschüsse zu bilden. In diesem Falle sind die 
§§ 24, 25 Abs. 3 und § 25 a entsprechend anzu- 
wenden; die Mitglieder der beratenden Aus- 
schüsse bei Bezirksausschüssen und deren Stell- 
vertreter können jedoch auch für eine kürzere 
Dauer als drei Jahre berufen werden." 
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Absatzes 4 Satz 2. Soweit die Mitglieder der Be- 
zirksausschüsse nicht Mitglieder der Frachten- 
ausschüsse sind , gilt ferner § 25 Abs. 2 sinn- 
gemäß ; sie können jedoch auch für eine kürzere 
Dauer als drei Jahre berufen werden. In die ge- 
meinsamen Ausschüsse und Sonderausschüsse 
können nur Mitglieder der Frachtenausschüsse 
entsandt werden . 

(4) Die gebietliche und sachliche Zuständig- 
keit der Frachtenkommissionen für Tagesge- 
schäfte, der Bezirksausschüsse, der gemeinsamen 
Ausschüsse, der Sonderausschüsse und der Fach- 
ausschüsse ist in der Geschäftsordnung zu regeln. 
Die Geschäftsordnung bestimmt, auf welchen 
Sachgebieten die Vertreter der Schiffahrt in den 
Sonderausschüssen allein stimmberechtigt sind. 

(5) Hat die Aufsichtsbehörde die Bildung von 
Bezirksausschüssen, gemeinsamen Ausschüssen 
oder Sonderausschüssen angeordnet oder geneh- 
migt, so haben die Frachtenausschüsse ihr inner- 
halb von sechs Monaten nach dem Eingang der 
Anordnung oder der Genehmigung eine neue 
Geschäftsordnung zur Genehmigung vorzulegen. 

(6) Die Fachausschüsse schlagen dem Frachten- 
ausschuß Entgelte für Verkehrsleistungen vor." 


4. § 28 erhält folgende Fassung*. 

„§ 28 

(1) Beschlüsse der Frachtenausschüsse und der 
ermächtigten Unterausschüsse, die Entgelte für 
Verkehrsleistungen festsetzen, bedürfen der Ge- 
nehmigung des Bundesministers für Verkehr. 
Er entscheidet im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Wirtschaft. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr soll sich, 
wenn er nicht vorher entscheidet, innerhalb von 
drei Wochen seit Eingang des Beschlusses gegen- 
über dem Frachtenausschuß oder dem ermächtig- 
ten Unterausschuß äußern und innerhalb von 
drei Monaten nach Eingang der Äußerung über 
die Genehmigung des Beschlusses entscheiden. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr kann die 
Befugnis nach Absatz 1 auf die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen übertragen. In diesem 
Falle ist Absatz 2 entsprechend anzuwenden. Die 
Entscheidungen der Wasser- und Schiffahrts- 
direktionen bedürfen der Zustimmung des Bun- 
desministers für Wirtschaft." 


5. § 29 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Bundesminister für Verkehr kann die 
Rechtsverordnungen au fh eben, wenn das öffent- 
liche Verkehrsinteresse es erfordert; er bedarf 
hierzu des Einvernehmens mit dem Bundesmini- 
ster für Wirtschaft." 
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4. § 28 erhält folgende Fassung: 

♦ 

.§ 28 

(1) unverändert 


(2) Der Bundesminister für Verkehr soll, 
wenn er nicht vorher entscheidet, sich innerhalb 
von drei Wochen nach Eingang des Beschlusses 
gegenüber dem Frachtenausschuß oder dem er- 
mächtigten Unterausschuß äußern und innerhalb 
von zwei Monaten nach Eingang des Beschlusses 
über die Genehmigung entscheiden. 

(3) unverändert 


5. § 29 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Der Bundesminister für Verkehr kann 
aus Gründen des allgemeinen Wohls die Rechts- 
verordnungen aufheben; er bedarf hierzu des 
Einvernehmens mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft." 
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6. In § 30 werden die Worte „wenn Gründe der 
Verkehrspolitik es erfordern" ersetzt durch die 
Worte „wenn das öffentliche Verkehrsinteresse 
es erfordert". 

7. § 32 Abs. 2 wird aufgehoben. 

♦ 


8. § 36 erhält folgende Fassung: 

♦ 

.§ 36 

Eine Zuwiderhandlung im Sinne des § 1 Nr. 9 
des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 vom 9. Juli 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 175), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 21. Dezember 1958 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 949), begeht, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig den nach den §§ 29, 30 und 43 erlas- 
senen Verordnungen des Bundesministers für 
Verkehr zuwiderhandelt, soweit diese ausdrück- 
lich auf die Strafbestimmungen des Wirtschafts- 
strafgesetzes verweisen.“ 

9. In § 37 Abs. 1 wird der Punkt durch einen Bei- 
^ strich ersetzt und danach folgende Nummer 4 

eingefügt: 

„4. vorsätzlich oder fahrlässig die ihm nach § 21 
Abs. 2 obliegende Anzeige nicht, nicht recht- 
zeitig oder nicht ordnungsgemäß erstattet." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin, 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 
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6. In § 30 werden die Worte „wenn Gründe der 

^ Verkehrspolitik es erfordern" ersetzt durch die 

Worte „wenn Gründe des allgemeinen Wohls 
es erfordern". 

7. unverändert 

7 a. § 33 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 33 

(1) Mit dem Ziel bester Verkehrsbedienung 
hat die Bundesregierung darauf hinzuwirken, 
daß die Wettbewerbsbedingungen der Verkehrs- 
träger angeglichen werden und daß durch markt- 
geredite Entgelte und einen lauteren Wettbe- 
werb der Verkehrsträger eine volkswirtschaft- 
lich sinnvolle Aufgabenteilung ermöglicht wird. 

(2) Die Leistungen und Entgelte der verschie- 
denen Verkehrsträger hat der Bundesminister 
für Verkehr insoweit aufeinander abzustimmen, 
als es die Verhinderung eines unbilligen Wett- 
bewerbs erfordert. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr kann 
Richtlinien über die Genehmigung der Entgelte 
bekanntmachen. " 

8. unverändert 


9. unverändert 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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